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Geschäftszahl 

2011/08/0195 

Rechtssatz 

Der Behörde kann im Grundsatz nicht entgegengetreten werden, wenn sie bei der im Verfahren für die 
Anerkennung der Maßnahme zu beurteilenden Voraussetzung, ob diese den arbeitsmarktpolitischen 
Erfordernissen dient, auf einen Zeitraum abstellt, in dem diese Erfordernisse mit der notwendigen Verlässlichkeit 
prognostiziert werden können. Vor diesem Hintergrund ist - sofern der Antrag nicht selbst bereits eine 
beschränkte Zeitdauer für die Maßnahme vorsieht - auch eine auf § 18 Abs 9 AlVG gestützte Auflage zulässig, 
mit der die zeitliche Dimension der Maßnahme - etwa wie im hier vorliegenden Fall durch die Festlegung eines 
bestimmten spätesten Eintrittsdatums für die Teilnahme an der Maßnahme - beschränkt wird. Auch eine 
derartige Auflage muss nachvollziehbar und ausreichend - auf der Grundlage eines in einem ordnungsgemäßen 
Verfahren festgestellten Sachverhalts, einer mängelfreien Beweiswürdigung und einer auf die konkreten 
gesetzlichen Voraussetzungen abstellenden rechtlichen Beurteilung - begründet sein. 


